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Einleitung 

„Ein Mittel kann stets nur solchen Zwecken dienen, die es selbst in sich ent-
hält. Deshalb ist das entscheidende Problem der Gewerkschaften, ihren orga-
nisatorischen Aufbau und ihr organisatorisches Leben so zu gestalten, daß 
die demokratische Mitwirkung der Mitglieder stets gewahrt bleibt und daß 
die deutschen Arbeitnehmer durch jeden Schritt der Tagesarbeit ihrer Organi-
sation zu aktiver Teilnahme an der Willensbildung angehalten werden1 ." 
Ob die Gewerkschaften dieses Problem gelöst haben und welche Anforderun-
gen das Grundgesetz dazu stellt, will diese Arbeit versuchen zu beantworten. 
Dabei ist zunächst erstaunlich, daß das viel diskutierte Problem der Stellung 
der Verbände in der Gesellschaft noch nicht unter diesem Gesichtspunkt an-
gegangen wurde2. 

Die Mitwirkung autonomer Verbände bei öffentlichen Aufgaben und daher 
ihre notwendige Einbeziehung in die demokratische Verfassungsordnung hat 
in der verfassungstheoretischen wie verfassungsrechtlichen Diskussion keine 
seiner Gewichtigkeit für das Verfassungsleben entsprechende Beachtung ge-
funden3 . 
Wie Hirsch4 richtig feststellt, „hat es die moderne Verfassungstheorie über-
haupt vermieden, eine umfassende Analyse des Willensbildungsprozesses im 
demokratischen Gemeinwesen vorzunehmen und diese mit den verschiedenen 
Theorien der demokratischen Repräsentation in Zusammenhang zu stellen." 
Eine derartige Arbeit hat es mit der Schwierigkeit zu tun, ihren Gegenstand 
sowohl von staatsrechtlichen, soziologischen wie politologischen Fragestellun-
gen her angehen zu müssen. Eine solche Verzahnung der Wissenschaften er-
scheint aber auch die einzig richtige Behandlung dieses Themas. 

1 Wolfgang Abendroth, Die deutschen Gewerkschaften, Weg demokratischer Inte-
gration. 

2 Zu der kaum mehr übersehbaren Literatur vgl. das Literaturverzeichnis. 
3 Ausnahmen sind: Gunther Drewes, Die Gewerkschaften in der Verwaltungsordnung; 

Joachim Hirsch, Die öffentlichen Funktionen der Gewerkschaften. 
4 S. 13. 



2 Einleitung 

Im ersten Teil der Arbeit wird mittels einer Analyse der Satzungen, Protokolle, 
Geschäftsberichte und Richtlinien der 16 Einzelgewerkschaften des DGB, 
des DGB selbst und der DAG die Stellung der Mitglieder, der Amtserwerb und 
die Zuständigkeitsverteilung in den einzelnen Gliederungen der Gewerkschaf-
ten untersucht. Diese Darstellung erfolgt ohne rechtliche Würdigung und stellt 
das soziologische Gerüst der späteren rechtlichen Untersuchung dar. 
Im zweiten Teil der Arbeit wird untersucht, ob und welchen verfassungsrecht-
lichen Einschränkungen die Autonomie der Gewerkschaften und anderer Ver-
bände unterliegt. 
Dabei werden die Verbände zunächst als nicht rechtsfähige Vereine gesehen 
und die Beschränkung der Verbandsautonomie durch das BGB dargestellt. Da 
das BGB eine Selbstorganisation in nahezu völliger Abwendung von demokra-
tischen Grundsätzen gestattet, wird gefragt, welche Anforderungen nach dem 
Grundgesetz an Verbände gestellt werden. 
Nach einigen methodologischen Erörterungen werden die öffentlichen Funk-
tionen der Gewerkschaften in der Verfassungswirklichkeit aufgezeigt. Dem 
folgt eine verfassungstheoretische Untersuchung der Stellung der Verbände, 
insbesondere der Gewerkschaften, in dem demokratischen pluralistischen Ge-
meinwesen der BRD. 
Daran schließt sich eine Auseinandersetzung mit der Lehre von der Drittwir-
kung der Grundrechte, unter deren Gesichtspunkt bisher die Position des ein-
zelnen in einem Verband gesehen wurde. Nach Ansicht des Verfassers befrie-
digt diese Lehre jedoch weder systematisch noch von den erzielten Schlußfol-
gerungen her. Es wird daher untersucht, ob nicht über die Prinzipien des 
Art. 20 GG i.V.m. den Grundrechten eine angemessenere Behandlung des Pro-
blems möglich ist. Einer Interpretation des Art. 20 GG folgt eine Abgrenzung 
des von diesem erfaßten Bereichs unter besonderer Berücksichtigung der 
Koalitionen. 

Nach einer groben Skizzierung des Inhalts der „freien demokratischen Grund-
ordnung" werden dann die „demokratischen Grundsätze" auf Parteien und 
Verbände hin konkretisiert. 
Im dritten Teil der Arbeit folgt im einzelnen eine Überprüfung der satzungsge-
mäßen und tatsächlichen Situationen in den Gewerkschaften an diesen Anfor-
derungen. 
Angeregt wurde die Arbeit durch die Lektüre des Buches von Ute Müller: Die 
demokratische Willensbildung in den politischen Parteien. Die positive Bestim-
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mung des Art. 2 1 1 3 GG mußte jedoch für Gewerkschaften erst erarbeitet 
werden. Im dritten Teil der Arbeit überschneiden sich naturgemäß einige Über-
legungen. 
Es erscheint reizvoll, durch weitere Untersuchungen andere Verbände, wie z.B. 
den Deutschen Beamtenbund und Deutschen Bauernverband an den aufgestell-
ten Kriterien zu messen. 



Erster Teil: 
Organisationsstruktur und innergewerkschaftliche Willensbildung 

§ 1 Allgemeine Gliederung der Einzelgewerkschaften und des DGB 

Bevor eine detaillierte Darstellung der innergewerkschaftlichen Strukturen und 
Willensbildung erfolgt, soll ein kurzer Überblick über die Grundstrukturen des 
DGB und der Einzelgewerkschaften gegeben werden. 
Der DGB ist branchenmäßig in 16 Einzelgewerkschaften gegliedert1. Diese sind 
wie die DAG horizontal in Bundes-, Bezirks- und Ortsebenen organisiert. Einige 
Gewerkschaften haben zwischen Bezirk und Bund noch einen Landesbezirk, 
andere, wie DPG und GED, weisen durch Amts- und Betriebsgruppen noch be-
trieb sgewerkschaftliche Züge auf. 
Organe der Gewerkschaften sind auf jeder Ebene die Mitglieder- bzw. Vertreter-
versammlung und der Vorstand, auf Bundesebene dazu noch der Gewerkschafts-
beirat und Gewerkschaftsausschuß (auch Kontrollausschuß genannt). 
Personengruppen für Jugend, Frauen, Angestellte und Beamte und Fachgrup-
pen, wie z.B. die Elektrotechniker und Installateure bei der IGM und die Buch-
drucker und Schriftsetzer bei der IG Druck bestehen daneben als eigenständige 
Gruppen oder Abteilungen auf allen regionalen Ebenen. Die Verbindung mit 
der Hauptgliederung ist bei den einzelnen Gewerkschaften unterschiedlich eng, 
wobei die Eigenständigkeit der Berufsgruppen der DAG am stärksten ausge-
prägt ist. 

Der DGB ist horizontal gegliedert in Bundes-, Landes- und Kreisverbände so-
wie in Ortskartelle. Die Landesverbände erstrecken sich wie bei den Einzelge-
werkschaften meist über ein Bundesland, wobei Bremen, Hamburg und Schles-
wig-Holstein den Landesbezirk Nordmark bilden. Organe sind auch hier auf 
jeder Ebene der Vorstand und die Delegiertenversammlung, die aus den Vertre-

1 Diese hatten am 31.12.1973 nach Mitteilung des DGB folgenden Mitgliederbestand: 
IG Bau-Steine-Erden 522.157 
IG Bergbau und Energie 377.589 
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tern der Einzelgewerkschaften besteht. Auf Bundesebene besteht daneben 
noch ein Bundesausschuß als höchstes Organ zwischen Bundeskongressen 
(s. Gliederung am Schluß dieses Buches). 

IG Chemie, Papier, Keramik 645.178 
IG Druck und Papier 160.062 
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands 444.229 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 132.430 
Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 40.009 
Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen 210.038 
Gewerkschaft Holz und Kunststoff 134.817 
Gewerkschaft Kunst 35.618 
Gewerkschaft Leder 58.860 
IG Metall 2.460.697 
Gewerkschaft Nahrung, Genuß, Gaststätten 251.879 
Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 997.771 
Deutsche Postgewerkschaft 400.624 
Gewerkschaft Textil-Bekleidung 295.565 
DGB insgesamt 7.167.523 


